
CAREkonkret6

Heime

Nr. 21 // 24.5.2013

Von Rechtsanwalt Sascha Iffland

In einem aktuellen Urteil hat das 
hessische Landessozialgericht die 
Kostenträger verpflichtet, an der 
Bildung einer Pflegesatzkommis-
sion mitzuwirken.

Darmstadt. Die Verbände der 
Leistungserbringer in Hessen be-
mühen sich seit Jahren darum, 
eine Pflegesatzkommission zu 
bilden und die Pflegeselbstver-
waltung damit zu stärken. Dieses 
Anliegen haben die Kostenträ-
ger unter Hinweis auf die Mehr-
heitsverhältnisse innerhalb einer 
solchen Pflegesatzkommission 
und die großen regionalen Unter-
schiede in Hessen stets zurückge-
wiesen. Das hessische Landesso-
zialgericht (Urteil vom 31. Januar 
2013, Az: L 8 P 25/09) hat die Kos-
tenträger nun verpflichtet, an der 
Bildung einer Pflegesatzkommis-
sion mitzuwirken. Das Urteil ist 
noch nicht rechtskräftig, die Kos-
tenträger haben Revision beim 
Bundessozialgericht erhoben.

Strukturelle Schwächen des 
Individualprinzips: Pflegesatz-
verhandlungen werden nach 
dem Individualprinzip geführt. 
Anders als im ambulanten Be-
reich herrscht das Verfahren der 
Einzel-Vergütungsverhandlung 
vor. Pflegesätze werden zwischen 
dem Träger des Pflegeheims ei-
nerseits und den Pflegekassen 
sowie den Sozialhilfeträgern an-
dererseits speziell für jede Ein-

richtung verhandelt und verein-
bart. 

Das Individualprinzip führt je-
doch dazu, dass der Heimträger 
seinen Verhandlungspartnern an 
Zahl, Wissen und Befugnissen 
strukturell unterlegen ist. Ver-
handlungsfähigkeit als Grund-
lage der Vertragsfreiheit setzt 
jedoch ein gewisses soziales Ge-
wicht, Macht und Verhandlungs-
parität voraus. Das wurde vom 
Bundesverfassungsgericht im ver-
tragsrechtlichen Zusammenhang 
bereits wiederholt angemahnt. 
Fehlt es an einem wenigstens an-
nähernden Kräftegleichgewicht, 
müssen gesetzliche Regelungen 
eingreifen, um die Grundrechte 
der schwächeren Vertragspartei 
zu schützen. Diese zur allgemei-
nen Vertragsfreiheit entwickelten 
und insbesondere im Arbeitsrecht 
konkretisierten Grundsätze hat 
das hessische Landessozialgericht 
auf das Leistungserbringerrecht 
des SGB XI übertragen. Im Gesetz 
seien drei Korrekturen angelegt, 
um die Verhandlungsmacht des 
einzelnen Heimträgers zu stär-
ken: Neben den Möglichkeiten, 
Verbandsvertreter am Pflegesatz-
verfahren zu beteiligen oder sich 
in den Pflegesatzverhandlungen 
durch Dritte vertreten zu lassen, 
sei dies insbesondere die nach § 86 
SGB XI zu bildende Pflegesatz-
kommission.

Aufgaben der Pflegesatzkommis-
sion: Nach § 86 Abs. 1 SGB  I bil-

den die Landesverbände der Pfle-
gekassen, der Verband der privaten 
Krankenversicherung, die überört-
lichen oder ein nach Landesrecht 
bestimmter Träger der Sozialhilfe 
und die Verbände 
der Pflegeheim-
träger im Land 
regional oder 
landesweit tätige 
Pflegesatzkom-
missionen. Ihnen 
sind im Gesetz 
drei gesondert 
zu betrachtende 
Aufgaben zuge-
wiesen: Zunächst 
können Pflege-
satzkommissio-
nen anstelle der Vertragsparteien 
die Pflegesätze eines einzelnen 
Pflegeheims vereinbaren. Die Ver-
einbarung bedarf der Zustimmung 
des einzelnen Pflegeheimträ-
gers, bei Nichteinigung kann die 
Schiedsstelle angerufen werden. 
Daneben können Pflegesatzkom-
missionen für Pflegeheime, die 
im selben Landkreis liegen, ein-
heitliche Pflegesätze vereinbaren. 
Auch diese Vereinbarung bedarf 
der Zustimmung der betroffenen 
Einrichtungsträger, sie sind au-
ßerdem befugt, ihre Leistungen 
auch unterhalb der vereinbarten 
einheitlichen Pflegesätze anzu-
bieten. Da die Vereinbarung von 
Durchschnittspflegesätzen den 
Pflegeeinrichtungen erhöhte An-
reize zur Gewinnerzielung bietet, 
wird durch diese Regelung der 

Wettbewerb gefördert. Schließlich 
ist es Aufgabe der Pflegesatzkom-
mission, Rahmenvereinbarungen 
abzuschließen, die insbesondere 
die Rechte und Pflichten der Par-

teien im Pflegesatzverfahren, die 
Vorbereitung und den Beginn des 
Verfahrens sowie die vorzulegen-
den Verhandlungsunterlagen (z. B. 
einheitliches Kalkulationsschema) 
näher bestimmen. In einigen Bun-
desländern bestehen Pflegesatz-
kommissionen bereits, allerdings 
werden die ihnen gesetzlich zuge-
wiesenen Aufgaben noch nirgends 
vollständig ausgeschöpft.

Weitergehende Fragen: Das hes-
sische Landessozialgericht hat die 
Kostenträger verpflichtet, an der 
Bildung einer Pflegesatzkommis-
sion nach § 86 SGB XI mitzuwir-
ken und ihre in der Vergangenheit 
eingenommene Blockadehaltung 
als „Rechtsbruch“ eingestuft. Es 
bleibt jedoch die Frage offen, wie 
zu verfahren ist, wenn über Ein-

zelheiten der Geschäftsordnung 
einer solchen Kommission kei-
ne Einigung zu Stande kommt. 
Auch wenn das Gesetz dies nicht 
fordert, ist eine Pflegesatzkom-

mission paritä-
tisch zu besetzen. 
Daneben stellt 
sich die Frage, 
ob Entscheidun-
gen der Pflege-
satzkommission 
nach § 86  Abs.  2 
und 3 SGB XI 
schiedsstellenfä-
hig sind und ob 
die Zustimmung 
des betroffenen 
Pflegeheimträgers 

nach § 86 Abs. 2 SGB XI bereits vor 
der Vereinbarung der Kommission 
erteilt werden muss, sich der Ein-
richtungsträger damit also einer 
späteren Entscheidung der Pflege-
satzkommission ohne die bei der 
Einzelverhandlung bestehende 
Rechtsschutzmöglichkeit unter-
wirft. Es bleibt viel Zündstoff für 
die Verhandlungen, aber zugleich 
die Hoffnung, dass sich in den 
Bundesländern nun handlungsfä-
hige Pflegesatzkommissionen eta-
blieren.�
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Hessisches Landessozialgericht stärkt Rechte der Verbände

„ Es bleibt die Hoff­
nung, dass sich in 

den Bundesländern 
nun handlungsfähige 

Pflegesatzkommis­
sionen etablieren.“

Sascha Iffland

München (ck). Ausländische 
Fachkräfte können ihre Tätigkeit 
in einer stationären Altenpflege-
einrichtung in Bayern aufnehmen, 
auch wenn sie die erforderlichen 
Sprachkenntnisse (B 2 laut GeR 
– Gemeinsamer europäischer Re-
ferenzrahmen für Sprachen des 
Europarats) noch nicht vorweisen 
können. Dies hat die bayerische 
Landesregierung jetzt bekannt-
gegeben. „Die Landesregierung 
hat erkannt, wie drängend der 
Fachkräftemangel in den Pflege-
einrichtungen ist, und schafft mit 
den Erleichterungen bei sprachli-
chen Anforderungen eine schnelle 
erste Entlastung“, sagte der Lan-
desvorsitzende des Bundesver-
bandes privater Anbieter sozialer 
Dienste e.V. (bpa), Kai A. Kasri.  

Die Träger der Einrichtungen 
sind allerdings verpflichtet, ihre 
neuen Mitarbeiter innerhalb von 
sechs Monaten zu dem gefor-
derten  Sprachniveau zu führen. 

Schon während dieser 
Phase sind die Fachkräf-
te jedoch anerkannt und 
stehen den Bewohnern 
der Einrichtungen voll 
zur Verfügung.

„Wir brauchen der-
zeit vor allem engagier-
te Köpfe und Hände in 
der Pflege“, macht der 
bpa-Landesvorsitzende 
deutlich. Mit der nun 
erlassenen Regelung 
schaffe die Landesregie-
rung  schnelle Hilfe für 
die oftmals überlasteten 
und Kollegen. Kasri hält 
es jedoch für sinnvoll, den auslän-
dischen Fachkräften auch einen 
Einsatz in der ambulanten Alten-
pflege zu ermöglichen.

Korrekturbedarf sieht der bpa 
bei der Frist zum Erreichen des 
Sprachniveaus B 2 GeR.  „Gerade 
in den ersten sechs Monaten müs-
sen die zugezogenen Fachkräfte 

viele neue Eindrücke verarbeiten. 
Nicht jeder wird es schaffen, die 
notwendigen sprachlichen Fort-
schritte in vollem Umfang zu er-
reichen. Hier sollte Druck von den 
ausländischen Fachkräften ge-
nommen werden“, sagte der Lei-
ter der bpa-Landesgeschäftsstelle 
Bayern Joachim Görtz.�

Bayern: Sprachqualifizierung kann nachgeholt werden

Ausländische Pfleger vom ersten Tag an anerkannt

Fachkräfte aus dem Ausland sind heiß be-
gehrt. In Bayern können sie nun auch ohne die 
erforderlichen Sprachkenntnisse ihre Arbeit 
beginnen. � Foto: fotolia

Dortmund. Die Deutsche Stiftung 
Patientenschutz hat jetzt ein Ab-
mahn- und Klagerecht gegen Ver-
stöße bei Heimverträgen. Dieses 
Recht hat nach Angaben der Or-
ganisation das Bundesamt für Jus-
tiz erteilt. Die Stiftung könne nun 
„selbstständig abmahnen und 
klagen, wenn es um die Rechte 
von Schwerstkranken, Pflegebe-
dürftigen und Sterbenden geht“, 
sagte Vorstand Eugen Brysch. 
Wird etwa bei Heimverträgen ge-
gen das Gesetz verstoßen, können 
die Patientenschützer jetzt selbst 
juristische Schritte vornehmen. 

„Bisher konnten die Patienten-
vertreter nicht selbst klagen. Son-
dern nur die Betroffenen über ihre 
Rechte aufklären. Oft starben die 
Pflegebedürftigen, bevor es ein 
Urteil gab. Damit waren grund-
sätzliche Entscheidungen schwer 
möglich. Schließlich hatten die 
Angehörigen kaum Interesse, so 
ein Verfahren über den Tod hinaus 

weiterzuführen. Das hat jetzt ein 
Ende. Jetzt kann die Patientenorga-
nisation direkt gegen Betreiber vor-
gehen. Dieses Recht hat das Bun-
desamt für Justiz nach eingehender 
Prüfung offiziell den Patienten-
schützern verliehen“, so Brysch.

Hintergrund: Die gemeinnüt-
zige Deutsche Stiftung Patienten-
schutz versteht sich als Sprecherin 
der schwerstkranken, schwerst-
pflegebedürftigen und sterbenden 
Menschen. Zur Wahrung der Un-
abhängigkeit verzichtet sie nach 
eigenen Angaben auf Gelder der 
Leistungserbringer, Krankenkas-
sen und der öffentlichen Hand. 
Sie finanziert sich ausschließlich 
aus Spenden und Beiträgen ihrer 
55  000 Mitglieder und Förderer. 
Mit dem Patientenschutztelefon 
bietet sie Hilfesuchenden und 
Betroffenen praktische Unterstüt-
zung bei Fragen rund um das Pfle-
gerecht, Pflegeeinstufungen und 
Pflegemissstände.�

Verstöße bei Heimverträgen

Stiftung darf nun direkt klagen 




